
S a t z u n g 
der Stadt Reichenbach/Vogtl. 

über die Erhebung von Beiträgen von Verkehrsanlagen 
(Straßenbaubeitragssatzung vom 11.04.2000) 

 
Auf Grund des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) und der §§ 2 und 
26 des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) hat der Stadtrat der Stadt Reichenbach 
(Vogtl.) am 13.03.2000 nachfolgende Satzung beschlossen, die mit Änderungssatzung vom 
12.12.2001 wie folgt lautet: 
 

§ 1 Erhebungsgrundsatz 
 

(1) Die Stadt erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands für die Anschaffung, Herstellung und den 
Ausbau (Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung) der in ihrer Baulast stehenden öffentlichen 
Straßen, Wege und Plätze (Verkehrsanlagen) Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung für 
Grundstücke, denen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Verkehrsanlagen Vorteile 
zuwachsen. Zu den Verkehrsanlagen gehören auch Wohnwege, die aus tatsächlichen oder recht-
lichen Gründen nicht mit Kraftfahrzeugen befahren werden können und öffentliche Wirtschafts-
wege. 

(2) Für in der Baulast der Stadt stehende Immissionsschutzanlagen kann die Stadt Beiträge auf 
Grund besonderer Satzung erheben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die dort bezeichneten Maßnahmen nur, soweit für sie nicht Er-
schließungsbeiträge oder Ausgleichsbeiträge nach dem BauGB zu erheben sind. 

 
§ 2 Beitragsfähiger Aufwand 

 
(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für 

1. die Anschaffung von Verkehrsanlagen, 
2. den Erwerb (einschließlich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung der für die Herstellung,    
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Verkehrsanlagen benötigten Grundflächen, 
3. den Wert der von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Grundflächen zum Zeitpunkt 
der Bereitstellung, 
4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 

        a) der Fahrbahn sowie von 
        b) Rinnen und Bordsteinen, 
        c) Radwegen, 
        d) Gehwegen, 
        e) Beleuchtungseinrichtungen, 
       f) Oberflächenentwässerungseinrichtungen, 
        g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
       h) unselbständigen Parkierungsflächen und 

 i)  unselbständigen Grünflächen. 
(1)  

(2) Der Aufwand für die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Staats- und Kreisstraßen ist 
nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als die anschließenden freien Strecken. 

(3) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brücken, Tunnel und Unterführungen mit den dazugehöri-
gen Rampen sowie jeder Aufwand für Gemeindeverbindungsstraßen. 

 
§ 3 Ermittlung des beitragsfähigen Aufwands 

 
Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendungen ermittelt. 
 

§ 4 Anteil der Stadt am beitragsfähigen Aufwand 
 
Die Stadt trägt den Teil des Aufwands, der 
a) nach Maßgabe des § 5 von ihr zu tragen ist (so genannter Mehrbreitenaufwand und Gemeindean-
teil) und der 
b) bei der Verteilung des umlagefähigen Aufwands nach § 6 auf ihre Grundstücke, Erbbaurechte und 
anderen dinglichen baulichen Nutzungsrechte entfällt. 
 

 
 
 



§ 5 
Straßenarten, anrechenbare Breiten, Anteil der Beitragspflichtigen 

 
(1) Die Straßenarten, die anrechenbaren Breiten der Teilanlagen und der Anteil der  

 Beitragspflichtigen am beitragsfähigen Aufwand werden wie folgt festgesetzt: 
Straßenart mit   anrechenbare Breiten in sonstigen Anteil der  
Teilanlagen   in Kern-, Gewerbe-  Baugebieten Beitragspflichtigen 

     u. Industriegebieten 
     ---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

1. Anliegerstraßen 
 

a) Fahrbahn      8,50 m      6,00 m 75 v.H. 
b) Radweg (einschl.  
    Sicherheitsstreifen)  je 1,75 m  je 1,75 m 75 v.H. 
c) Parkstreifen   je 5,00 m  je 5,00 m 75 v.H. 
d) Gehweg   je 2,50 m  je 2,50 m 75 v.H. 
e) unselbständige Grün- 
    flächen mit Bepflanzung je 2,00 m  je 2,00 m 75 v.H. 

 
2. Haupterschließungsstraßen 

 
a) Fahrbahn       8,50 m     7,00 m 50 v.H. 
b) Radweg (einschl.  
    Sicherheitsstreifen)  je 1,75 m  je 1,75 m 50 v.H. 
c) Parkstreifen   je 5,00 m  je 5,00 m 50 v.H. 
d) Gehweg   je 2,50 m  je 2,50 m 50 v.H. 
e) unselbständige Grün- 
    flächen mit Bepflanzung je 2,00 m  je 2,00 m 50 v.H. 

 
3. Hauptverkehrsstraßen 

 
a) Fahrbahn      8,50 m     8,50 m 25 v.H. 
b) Radweg (einschl.  
    Sicherheitsstreifen)  je 1,75 m  je 1,75 m 25 v.H. 
c) Parkstreifen   je 5,00 m  je 5,00 m 25 v.H. 
d) Gehweg   je 2,50 m  je 2,50 m 25 v.H. 
e) unselbständige Grün- 
    flächen mit Bepflanzung je 2,00 m  je 2,00 m 25 v.H. 

 
4. Wirtschaftswege       75 v.H. 

 
Wenn bei einer dem Anbau dienenden Verkehrsanlage ein oder zwei Gehwege oder Parkstrei-
fen fehlen, erhöht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um je 1,50 m für fehlende Geh-
wege, und um je 2,50 m für fehlende Parkstreifen, falls und soweit auf der Fahrbahn eine 
Parkmöglichkeit geboten wird.  

 
Bei Bundes-, Staats- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren Breiten der Fahrbahn 
auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht.  

 
(2) Absatz 1 gilt für beplante und unbeplante Gebiete. Die in Absatz 1 genannten Breiten sind 

Durchschnittsbreiten; der Aufwand für Wendeanlagen am Ende von Stichstraßen und für Auf-
weitungen im Bereich von Einmündungen oder Abbiegespuren und dergleichen ist auch über 
die im Absatz 1 festgelegten anrechenbaren Breiten hinaus beitragsfähig.  

 
(3) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche, Plätze und sonstige Fußgän-

gerstraßen werden die anrechenbaren Breiten und die abwälzbaren Anteile am Aufwand für 
die anrechenbaren Breiten im Einzelfall durch Satzung geregelt. Entsprechendes gilt für sons-
tige Verkehrsanlagen, die von Absatz 1 nicht erfasst sind und in sonstigen Sonderfällen.  
Fußgängerstraßen sind Straßen und Wege, die in ihrer ganzen Breite dem Fußgängerverkehr 
dienen, auch wenn eine Nutzung für den Anliegerverkehr mit Kraftfahrzeugen möglich ist. Ver-
kehrsberuhigte Bereiche sind Straßen und Wege, die als Mischfläche gestaltet sind und in ih-
rer ganzen Breite von Fußgängern und von Kraftfahrzeugen benutzt werden dürfen. 

 
(4) Im Sinne des Absatz 1 gelten als 



1. Anliegerstraßen: Straßen, die ausschließlich oder überwiegend der Erschließung der an-
grenzenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen. 
 
2. Haupterschließungsstraßen: Straßen, die weder überwiegend der Erschließung der angren-
zenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke noch überwie-
gend dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen.  
3. Hauptverkehrsstraßen: Straßen (hauptsächlich Bundes-, Staats- und Kreisstraßen), die ne-
ben der Erschließung von Grundstücke und neben der Aufnahme von innerörtlichem Durch-
gangsverkehr (Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang be-
bauten Ortsteilen) überwiegend dem überörtlichen Durchgangsverkehr dienen.  

   
(5) Bei einseitig anbaubaren Verkehrsanlagen sind die anrechenbaren Breiten nach Absatz 1 für 

Radwege, Parkstreifen, unselbständige Grünflächen und Gehwege nur entlang der bebauten 
oder bebaubaren Grundstücke anzusetzen. Die anrechenbare Breite der Fahrbahn nach Ab-
satz 1 ist bei einseitig anbaubaren Straßen und Wegen mit zwei Drittel, jedoch mindestens mit 
der verkehrstechnisch erforderlichen Mindestbreite (6 m) zu berücksichtigen. 

(6) Erschließt eine Verkehrsanlage ganz oder in einzelnen Abschnitten auf einer Seite ein Kern,- 
Gewerbe- oder Industriegebiet und auf der anderen Seite ein sonstiges Baugebiet und erge-
ben sich dabei nach Absatz 1 unterschiedliche anrechenbare Breiten, so gilt für die gesamte 
Verkehrsanlage die größere Breite. 

§ 6 
Verteilung des umlagefähigen Aufwands 

 
Der umlagefähige Aufwand wird auf die Grundstücke verteilt, von denen aus die Möglichkeit der Inan-
spruchnahme der ausgebauten öffentlichen Verkehrsanlage oder eines bestimmten Abschnittes von 
ihr besteht (berücksichtigungsfähige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese Grundstü-
cke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der 
maßgeblichen Grundstücksfläche nach § 7 mit dem nach den §§ 8 und 9 maßgeblichen Nutzungsfak-
tor ergeben. 

§ 7 
Grundstücksfläche 

 
(1) Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grundstücks im bürgerlich-

rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichtigungsfähiger Grundstücke baulich oder gewerb-
lich nutzbar sind, richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 8. Für die übrigen Flä-
chen – einschließlich der im Außenbereich liegenden Teilflächen jenseits einer Bebauungs-
plangrenze, einer Tiefenbegrenzungslinie oder der Grenze einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB – richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 9. 

 
(2) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, 
 

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der 
Restfläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtflä-
che des Grundstücks; 

2. die über die Grenzen des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Flä-
che im Bereich des Bebauungsplanes; 

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken,  
die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsbe-
reich; 

4.   für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,  
  a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 

             liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
     b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im 
         Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der öffentlichen Verkehrsanlage 

und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; bei    
 Grundstücken, die nicht an die öffentliche Verkehrsanlage angrenzen oder  lediglich  
 durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwi- 
 schen der der öffentlichen Verkehrsanlage zugewandten Grundstücksseite und einer Li- 
 nie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; 

 
5.    die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 Buchstabe b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut 

 oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der öffentlichen Verkehrsanlage bzw.    
 im Fall von Nr. 4 Buchstabe b) der der öffentlichen Verkehrsanlage zugewandten Grund   
 stücksseite und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der  



 übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht; 
 
(3) Bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die  
 

1.   nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind 
      (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des 
      im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden,  
   oder 
2.   ganz bzw. teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender  
      Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (landwirt- 
      schaftliche Nutzung), 

 
ist die Gesamtfläche des Grundstücks bzw. die Fläche des Grundstücks zugrunde zu legen, 

die von den Regelungen in Abs. 2 nicht erfasst wird. 
 

§ 8 
Nutzungsfaktoren für baulich oder gewerblich nutzbare Grundstücke 

 
 

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grundstücken, die baulich 
      oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.  

 Dabei gelten als Vollgeschoss alle Geschosse, die nach § 2 der Sächsischen Bauordnung      
 (SächsBO) Vollgeschosse sind. Kirchengebäude werden stets als eingeschossiges Gebäude    
 behandelt. Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm kein Voll-  
 geschoss i.S. der Sächsischen Bauordnung (SächsBO), so werden bei gewerblich oder in- 
 dustriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise bau-    
 lich genutzten Grundstücken je angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein  
 Vollgeschoss gerechnet. 

 
(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem Vollgeschoss 1,0  und erhöht sich je weiteres  

 Vollgeschoss um 0,5.  
 

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt – jeweils bezogen auf die in § 7 Abs. 2 bestimmten Flächen – 
 bei Grundstücken,  

 
1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 7 Abs. 2 Nr.      
    1 und Nr. 2), 
 

 a) die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, 
 b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen 

Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 Abs. 3 
BauNVO die durch 3,5 und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchst-
zulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe) auf ganze Zahlen aufgerundet, 

 c) für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der bauli- 
chen Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Baumassenzahl auf ganze Zahlen aufgerundet, 

 d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die Zahl von einem  
 Vollgeschoss je Nutzungsebene,  

 e) für die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 
von einem Vollgeschoss, 

 f) für die im Bebauungsplan industrielle Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl 
  von zwei Vollgeschossen,  

g) für die in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist, der in der näheren Umge-
bung überwiegend festgesetzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Be-
rechnungswert nach Buchstabe a) – c); 

 
2.  auf denen die Zahl der Vollgeschosse nach Nr. 1 Buchstabe a) bzw. Buchstabe d) – g) oder 

die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl nach Nr. 1 Buchstabe b) bzw. 
Buchstabe c) überschritten wird, die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse bzw. 
die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Berechnungswerte nach 
Nr. 1 Buchstabe b) bzw. Buchstabe c); 

 



3. für die kein Bebauungsplan besteht, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 7 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie  

 
 a) bebaut sind, die höchste Zahl der zulässigen in der näheren Umgebung überwiegend 

    vorhandenen Vollgeschosse, 
 b) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 

    Vollgeschosse. 
 

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird vervielfacht mit  
 

1. 1,3, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder 
durch Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorf-
gebietes (§ 5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Ge-
bietsfestsetzung innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder 
überwiegend in einer der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z.B. Verwaltungs-, 
Schul-, Post- und Bahnhofsgebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird; 

1,3, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch Bebau-
ungsplan ausgewiesenen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewerbegebietes (§ 8 BauNVO), Industriege-
bietes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 
 

§ 9 
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung 

 
(1) Für die Fläche nach § 7 Abs. 3 gelten als Nutzungsfaktoren bei Grundstücken, die  

 
1.  aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nicht baulich 

oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhöfe,  
Sport- und  Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) oder innerhalb des im  

 Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden                                       0,5,  
2.   im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender Festsetzungen  
      in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche 
      Nutzung), wenn 

 
 a) sie ohne Bebauung sind, bei 

 aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren Wasserflächen 0,0167,        
 bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333,        
 cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau u.ä.).                                         1,0, 

 b)  sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise 
       genutzt werden (z.B. Friedhöfe, Sport- und Festplätze, Freibäder,  
      Dauerkleingärten, Campingplätze ohne Bebauung)                                        0,5, 
 c)  auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder landwirt- 
     schaftliche Nebengebäude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, für eine  
      Teilfläche, die sich rechnerisch nach Maßgabe des § 19 Abs. 1 SächsKAG 
    ergibt                                                                                                                1,0 
      mit Zuschlägen von je 0,5 für das zweite und jedes weitere tatsächlich  
       vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt Buchstabe a), 
 d)  sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung besteht, für eine 
       Teilfläche, die sich rechnerisch nach Maßgabe des § 19 Abs. 1 SächsKAG  
       ergibt,                                                                                                             1,0 
       mit Zuschlägen von je 0,5 für das zweite und jedes weitere tatsächlich  
       vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt Buchstabe b), 
 e)  sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche, die sich  
       rechnerisch nach Maßgabe des § 19 Abs. 1 SächsKAG ergibt,                    1,5 
      mit Zuschlägen von je 0,75, für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
      vorhandene Vollgeschoss, für die Restfläche gilt Buchstabe a), 
 f)  sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach 
     § 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten Teilfläche 
     aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks- oder Gewerbebetrieben dienen, 1,5 

               mit Zuschlägen von je 0,75 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
            vorhandene Vollgeschoss, 
     bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung                                    1,0 
            mit Zuschlägen von je 0,5 für das zweite und jedes weitere tatsächlich 
            vorhandene Vollgeschoss,  

                für die Restfläche gilt Buchstabe a). 



 
(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses richtet sich nach § 8 Abs. 1. 

 
Die §§ 10 bis 13 wurden ersatzlos gestrichen. 
 

§ 14 Abschnitte von Verkehrsanlagen 
 

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte von Verkehrsanlagen kann der Aufwand gesondert er-
mittelt und erhoben werden. 

(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für die sich 
nach § 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder unterschiedliche umlagefähige Anteile 
ergeben, so sind die Straßenabschnitte gesondert abzurechnen. 

 
§ 15 Kostenspaltung 

 
Der Beitrag kann für 
1. die Fahrbahn,  
2. Radwege, 
3. Gehwege, 
4. Beleuchtung, 
5. Oberflächenentwässerung, 
6. Parkstreifen und 
7. unselbständige Grünstreifen 

 
gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. § 14 bleibt unberührt. 
 

§ 16 Vorauszahlung und Ablösung 
 

(1) Sobald mit der Durchführung einer beitragsfähigen Maßnahme begonnen worden und der 
Stadt ein nennenswerter Aufwand entstanden ist, kann eine Vorauszahlung in einer diesem 
Aufwand entsprechenden Höhe erhoben werden. 

(2) Der Straßenbaubeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösebeitrag richtet sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung entstehenden Beitrages. 

 
§ 17 Entstehen der sachlichen Beitragspflichten 

 
(1) Die sachlichen Beitragspflichten entstehen mit der Fertigstellung der Verkehrsanlage. 
(2) Im Falle der abschnittsweisen Erhebung des Straßenbaubeitrages nach § 14 oder der 

Beitragserhebung für Teile einer Verkehrsanlage nach § 15 entstehen die Beitragspflichten mit 
der Fertigstellung des Abschnittes oder der Teile der Verkehrsanlage. 

(3) Für Verkehrsanlagen, die nach In-Kraft-Treten des Sächsischen Kommunalabgabengesetzes 
und vor In-Kraft-Treten dieser Satzung fertig gestellt worden sind, entstehen die Beitragspflich-
ten mit dem In-Kraft-Treten dieser Satzung. Entsprechendes gilt in den Fällen des Absatzes 2.  

 
§ 18 Beitragsschuldner 

 
(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentümer 

des Grundstücks ist. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung Be-
rechtigte ist anstelle des Eigentümers Beitragsschuldner. 

(2) Mehrere Beitragsschuldner für dasselbe Grundstück sind Gesamtschuldner. Bei Wohnungs- 
oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- oder Teileigentümer nur entsprechend ihrem 
Miteigentumsanteil Beitragsschuldner; entsprechendes gilt für Fälle des Vorliegens dinglicher 
baulicher Nutzungsrechte. 

 
§ 19 Fälligkeit 

 
Der Beitrag und die Vorauszahlung werden einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides 
fällig. 
 

§ 20 In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.1996 in Kraft. 
 



Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Reichenbach/Vogtl. über die Erhebung von Beiträgen von Ver-
kehrsanlagen (Straßenbaubeitragssatzung vom 06. Febr. 1995) außer Kraft.  
 
 
Reichenbach, den 12.12.2001 
 
 
 
Kießling     (Siegel) 
Oberbürgermeister 
 
 
Vorstehende Satzung wurde ordnungsgemäß im Reichenbacher Anzeiger Nr. 7/00 vom 23.04.2000 veröffent-
licht. Änderungssatzung: Reichenbacher Anzeiger ½ vom 20.01.2002. 


